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Abschnitt 2 

Pauschales Kinderbetreuungsgeld 

Anspruchsberechtigung 

§ 2. (1) Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld hat ein Elternteil (Adoptivelternteil, Pflegeelternteil) für 
sein Kind (Adoptivkind, Pflegekind), sofern 

 1. für dieses Kind Anspruch auf Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967, 
BGBl. Nr. 376, besteht und Familienbeihilfe für dieses Kind tatsächlich bezogen wird, 

 2. der Elternteil mit diesem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, 

 3. der Gesamtbetrag der maßgeblichen Einkünfte (§ 8 Abs. 1) des Elternteiles im Kalenderjahr den 
absoluten Grenzbetrag von 16.200 € oder den höheren individuellen Grenzbetrag nach § 8b nicht 
übersteigt, 

 4. der Elternteil und das Kind den Mittelpunkt der Lebensinteressen im Bundesgebiet haben und 

 5. der Elternteil und das Kind sich nach §§ 8 und 9 des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 
(NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, oder nach § 54 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I 
Nr. 100/2005 idF BGBl. I Nr. 87/2012, rechtmäßig in Österreich aufhalten, es sei denn, es 
handelt sich 

 a) um österreichische Staatsbürger oder 

 b) Personen, denen Asyl nach dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, gewährt 
wurde, oder 

 c) Personen, denen der Status des subsidiär Schutzberechtigten nach dem Asylgesetz 2005 
zuerkannt wurde und die keine Leistungen aus der Grundversorgung erhalten und 
unselbständig oder selbständig erwerbstätig sind. 

Für nachgeborene Kinder wird das Kinderbetreuungsgeld rückwirkend gewährt. Gleiches gilt für 
Adoptiv- und Pflegekinder, rückwirkend bis zur Begründung des Mittelpunktes der Lebensinteressen im 
Bundesgebiet durch den Elternteil und das Kind. Als nachgeborene Kinder gelten jene Kinder, die nach 
dem Zeitpunkt der Erteilung des Aufenthaltstitels oder der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
oder des subsidiär Schutzberechtigten an den zusammenführenden Fremden geboren werden. 

(2) Für ein Kind ist ein gleichzeitiger Bezug von Kinderbetreuungsgeld durch beide Elternteile 
ausgeschlossen. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(3) In Zweifelsfällen hat das Vorrecht auf Kinderbetreuungsgeld derjenige Elternteil, der die 
Betreuung des Kindes, für das Kinderbetreuungsgeld bezogen wird, überwiegend durchführt. 

(4) Bei Mehrlingsgeburten gebührt Kinderbetreuungsgeld gemäß § 3a nur, wenn die 
Anspruchsvoraussetzungen nach diesem Bundesgesetz für jedes Mehrlingskind erfüllt sind. 

(5) Auf den Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld kann verzichtet werden (§ 5 Abs. 6), wodurch sich 
der Anspruchszeitraum (§ 8) um den Zeitraum des Verzichts verkürzt. Ein Verzicht ist nur für ganze 
Kalendermonate möglich. Der Verzicht kann widerrufen werden. Ein Widerruf ist nur für ganze 
Kalendermonate und maximal für sechs Monate rückwirkend möglich. 

(6) Ein gemeinsamer Haushalt im Sinne dieses Gesetzes liegt nur dann vor, wenn der Elternteil und 
das Kind in einer dauerhaften Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft an derselben Wohnadresse leben und 
beide an dieser Adresse auch hauptwohnsitzlich gemeldet sind. Eine höchstens bis zu 10 Tagen verspätet 
erfolgte Hauptwohnsitzmeldung des Kindes an dieser Wohnadresse schadet nicht. Der gemeinsame 
Haushalt gilt bei mehr als 91-tägiger tatsächlicher oder voraussichtlicher Dauer einer Abwesenheit des 
Elternteiles oder des Kindes jedenfalls als aufgelöst. Bei einem 91 Tage übersteigenden 
Krankenhausaufenthalt des Kindes wird ausnahmsweise bei persönlicher Pflege und Betreuung des 
Kindes durch diesen Elternteil im Mindestausmaß von durchschnittlich vier Stunden täglich der 
gemeinsame Haushalt des Kindes mit diesem Elternteil im Sinne dieses Absatzes angenommen. 

(Anm.: Abs. 7 tritt mit 1.3.2017 in Kraft) 

(8) Bei getrennt lebenden Eltern muss der antragstellende Elternteil, der mit dem Kind im 
gemeinsamen Haushalt lebt, obsorgeberechtigt sein und die Anspruchsvoraussetzung nach Abs. 1 Z 1 in 
eigener Person erfüllen. 

(Anm.: Abs. 9 tritt mit 1.3.2017 in Kraft) 


